


497

HAMBURGISCHES
GESETZ- UND

VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

HmbGVBl. Nr. 45 FREITAG, DEN 7. NOVEMBER 2003

Tag I n h a l t Seite

§ 1

(1) Der Bebauungsplan Lemsahl-Mellingstedt 17 für den
Geltungsbereich südlich des Eichelhäherkamps zwischen
Lemsahler Landstraße und dem Redderbargteich (Bezirk
Wandsbek, Ortsteil 521) wird festgestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Lemsahler Landstraße – Eichelhäherkamp – Ost- und Süd-
grenze des Flurstücks 608, Südgrenze des Flurstücks 1725 der
Gemarkung Lemsahl-Mellingstedt. 

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein Ent-
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Verordnung

über den Bebauungsplan Lemsahl-Mellingstedt 17

Vom 17. Oktober 2003

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der
Fassung vom 27. August 1997 (BGBl. 1997 I S. 2142, 1998 I
S. 137), zuletzt geändert am 23. Juli 2002 (BGBl. I S. 2850,
2852), in Verbindung mit § 3 Absatz 1 und § 5 Absatz 1 des
Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom 30. No-
vember 1999 (HmbGVBl. S. 271), § 6 Absätze 4 und 5 des Ham-
burgischen Naturschutzgesetzes in der Fassung vom 7. August
2001 (HmbGVBl. S. 281), geändert am 17. Dezember 2002
(HmbGVBl. S. 347, 353) sowie § 1 Absatz 2 und § 3 Absatz 2
der Weiterübertragungsverordnung-Bau vom 28. Juni 2000
(HmbGVBl. S. 134) wird verordnet:
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schädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1
und 2 des Baugesetzbuchs bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften und

b) Mängel der Abwägung,

wenn sie nicht in den Fällen des Buchstabens a innerhalb
eines Jahres, in den Fällen des Buchstabens b innerhalb von
sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten des Bebauungsplans
schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt
geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Ver-
letzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:

1. Auf der öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestim-
mung Sportanlage sind innerhalb der überbaubaren
Flächen Gebäude mit Umkleide- und Sanitärräumen,
Clubräumen und Geschäftsräumen des Vereins, Mehr-
zwecksporträume sowie Räume für die offene Kinder- und
Jugendarbeit zulässig; weitere bauliche Anlagen des Hoch-
baus sind unzulässig.

2. Ausnahmsweise kann die Höhe der festgesetzten Schutz-
wand um 0,8 m reduziert werden, wenn durch eine lärm-
mindernde Anordnung und Ausgestaltung des Vereins-
gebäudes innerhalb der überbaubaren Fläche der gleiche
Lärmschutz erreicht werden kann.

3. Für je vier ebenerdige Stellplätze ist ein großkroniger
Baum zu pflanzen.

4. Der festgesetzte Schutzwall ist zu begrünen, dabei ist für je
2 m2 eine Pflanze zu verwenden. Es sind 10 vom Hundert
(v. H.) Bäume als Heister mit einer Höhe von mindestens
2 m und 90 v. H. Sträucher zu pflanzen.

5. Für festgesetzte Baum- und Strauchanpflanzungen sind
einheimische, standortgerechte Laubgehölze zu verwen-
den. Großkronige Bäume müssen einen Stammumfang
von mindestens 16 cm, in 1 m Höhe über dem Erdboden
gemessen, aufweisen. Im Kronenbereich jedes Baums ist
eine offene Vegetationsfläche von mindestens 12 m2 anzu-
legen.

6. Für Wallhecken (Knicks) sind bei Abgang Ersatzpflan-
zungen und Aufsetzarbeiten so durchzuführen, dass der
Charakter und Aufbau eines Knicks erhalten bleibt.
Vorhandene Lücken sind durch Nachpflanzungen zu
schließen. Die festgesetzten Knicks sind im 10 bis
15-jährigen Turnus fachgerecht auf den Stock zu setzen.

7. Fensterlose Fassaden und die Lärmschutzwand sind mit
Schling- oder Kletterpflanzen zu begrünen; je 2 m Wand-
länge ist mindestens eine Pflanze zu verwenden.

8. Die Dachflächen der Gebäude sind mit einem mindestens
8 cm starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu ver-
sehen und extensiv zu begrünen.

9. Auf der öffentlichen Grünfläche sind Fahr- und Gehwege
sowie Stellplätze in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau
herzustellen.

10. Die als extensives Grünland festgesetzte Fläche zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur
und Landschaft ist als an den Standort angepasstes Dauer-
grünland zu entwickeln und zu erhalten. Die Ausbringung
von Stickstoffdüngemitteln und von Pflanzenbehand-
lungsmitteln ist nicht zulässig.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 17. Oktober 2003.

Das Bezirksamt Wansbek


